
ansprüche des Fiskus durch Pfändung gesichert worden 
waren, während die Verwertung der Pfandgegenstände 
zunächst unterblieb, die Steuerforderungen bis zur 
Höhe der Pfanddeckung in die Niederschlagungsliste 
aufzunehmen. Hierfür wurde also eine versuchte Bei­
treibung mit dem Erfolg einer Sicherung der Steuer­
forderung vorausgesetzt.

Die Anordnung befaßt sich dann weiter mit den 
eigentlichen Steuerrückständen nach Ziffer 2, die allein 
in Zukunft in die Rückstandsmeldungen aufgenommen 
werden sollen. Klar und unmißverständlich wird ge­
sagt, daß in diesen Fällen der Versuch unternommen 
werden muß, durch Pfändung oder Verkauf von Ver­
mögensteilen die Rückstände ganz oder teilweise bei­
zutreiben, und daß die Steuerschulden weder erlassen 
noch niedergeschlagen werden können. Bezüglich der 
Niederschlagung wird gesagt, daß man sich derselben 
anders als bisher bedienen solle. Bisher waren in den 
Rückstandsmeldungen niederschlagungsfähige Beträge 
angeführt worden; dies sollte künftig nicht mehr ge­
schehen. Soweit — unter den in Ziffer 3 gekennzeich­
neten Voraussetzungen — von der Niederschlagung 
Gebrauch gemacht wird, solle seitens des Finanzmini­
steriums des Landes eine wesentlich intensivere Kon­
trolle und Bearbeitung erfolgen und die hierfür erfor­
derlichen Maßnahmen sollen von dem Finanzministe­
rium in eigener Zuständigkeit getroffen werden. Die 
niedergeschlagenen Beträge sowie die erfolgte Bei­
treibung sollen jeweils bis zum Ende des ersten Quar­
talmonats dem Finanzministerium in Berlin gemeldet 
werden.

Die echten Steuerrückstände — Ziffer 2 — sollen 
nach der Anordnung bis zum 31. Dezember 1949 durch 
Mittel der Zwangsbeitreibung erledigt werden. Dabei 
wird eine begrenzte Niederschlagung anheimgestellt. 
Die Frist ist selbstverständlich nur als eine, allerdings 
streng zu beachtende, Bearbeitungsfrist zu verstehen.

Der wesentliche Inhalt der Anordnung verlangte, 
einen klaren Überblick über die Steuerrückstände und 
dementsprechend eine klare und erfolgreiche Praxis 
der Steuereintreibung zu erreichen, im besonderen 
noch bis Ende des Jahres ein entscheidendes Stück in 
der Eintreibung der echten Steuerrückstände weiter­
zukommen.

Beim Finanzministerium bearbeitete zunächst der 
Zeuge Grätschus als Sachbearbeiter das Fernschreiben. 
Er kennzeichnete das Bemerkenswerte, das er in 
einer Verfügung an die Finanzämter des Landes be­
handeln wollte, durch Unterstreichungen. Dabei han­
delte es sich um das, was unmißverständlich ausge­
drückt und vorstehend hervorgehoben wurde. Wie 
jeder andere, der nicht durch den Willen beherrscht 
ist, der gegebenen Anordnung entgegen zu handeln, 
vermochte er natürlich aus dem Fernschreiben nicht 
herauszulesen, daß die bis zum 31. Dezember 1949 nicht 
beigetriebenen echten Steuerrückstände niederge­
schlagen werden sollten oder könnten.

Im Hinblick auf die Fristsetzung für die Beitreibung 
der echten Steuerrückstände — bis 3L Dezember 1949 
— hätten sämtliche verfügbaren Angestellten der 
Finanzämter sofort eingesetzt werden müssen. Das 
war aber nicht die Absicht Moogs und seines Helfers 
Drechsler. Sie stellten diese Maßnahme der befristeten 
Steuereintreibung zurück und machten etwas ganz 
anderes aus der Anordnung. Unter Verwerfung des 
Verfügungsentwurfes von Grätschus verfaßte Drechsler 
eine Verfügung, datiert vom 1. Dezember 1949, in der 
er für die Niederschlagungen anstelle von Steuerbeitrei­
bungen das Tor weit öffnete und bewirkte, daß diese 
von Moog bereits mißbräuchlich betriebene Praxis von 
Niederschlagungen eine volle Blüte erleben konnte. 
Schon vor dem Erlaß der Verfügung vom 1. Dezember 
1949 wurden die Finanzamtsleiter mündlich dahin­
gehend unterrichtet, daß weitgehend von Niederschla­
gungen Gebrauch zu machen sei. Eine offizielle Be­
sprechung über die Behandlung der Rückstände durch 
Niederschlagungen fand nicht statt, sie wurde geflis­
sentlich vermieden. Die Leiter der Finanzämter wur­
den einzeln und zu verschiedenen Zeitpunkten ins 
Finanzministerium bestellt und von Drechsler und 
Moog nach dem Grundsatz „jetzt werden alle Rück­
stände niedergeschlagen“ instruiert. Dann wurde mit 
der Verfügung vom 1. Dezember 1949, die sich Drechsler 
von Moog ausdrücklich genehmigen ließ, die Anordnung

des Ministeriums der Finanzen in Berlin an die 
Finanzämter des Landes Thüringen weitergegeben, 
durch Zusätze entstellt und unwirksam gemacht. In 
der Zusatzverfügung vom 1. Dezember 1949 heißt es:

„Zu Ziffer 2: Rückstände, die n i c h t  i n  a b ­
s e h b a r e r  Z e i t ,  d. h. bis zum 31. Dezember 
1949 bzw. innerhalb eines Vierteljahres beige­
trieben werden können, sind wie Rückstände unter 
Ziffer 3 zu behandeln und ebenfalls niederzu­
schlagen.“

Das war die entscheidende Verkehrung der Anord­
nung: Niederschlagung anstelle konsequenter, pflicht­
gemäßer Beitreibung. Und es wurde die Niederschla­
gung nicht nur einmalig für einen Termin — 31. De­
zember 1949 —, sondern als laufende Maßnahme für 
jedes Vierteljahresende angeordnet. ...

Zwar behielt man sich eine einheitliche Regelung 
vor, erteilte aber den Steuerämtern sofort die Ermäch­
tigung, Steuerrückstände in Höhe von 5000 DM (bisher 
1000 DM) in eigener Zuständigkeit niederzuschlagen 
oder zu stunden. Es wurde also keine einheitliche und 
intensive Uberwachungsmethode angeordnet, durch 
welche eine richtige Überwachung der Niederschla­
gungen gewährleistet worden wäre, sondern alles wurde 
dem Belieben des einzelnen Finanzamtsleiters über­
lassen. Auch hierin zeigt sich die bewußte Verdrehung 
der gegebenen Anweisung, die in einen Freibrief ver­
fälscht und mißbraucht wurde, um das Niederschla­
gungsverfahren zu schematisieren und auszuweiten. 
Die Überwachung wurde in jedem Amt verschieden 
gehandhabt. Das war beabsichtigt; esi sollte hierdurch 
von vornherein eine generelle Nachprüfung der Mani­
pulationen Moogs erschwert werden. Viele Finanz­
ämter erblickten dann auch in der angeordneten Nie­
derschlagungsaktion die beste Gelegenheit, ihre Steuer­
rückstände aus den Rückstandsmeldungen zum Jahres­
schluß verschwinden zu lassen. Dabei wurde häufig 
gar nicht erst der Versuch unternommen, den Anspruch 
der Finanz- und Steuerbehörden durch Beitreibung oder 
Sicherung zu verwirklichen.

... Der Umfang der von Moog veranlaßten Nieder­
schlagung war bedeutend; die von ihm im vierten 
Quartal 1949 persönlich Unterzeichneten Niederschla­
gungen betragen 10,3 Millionen DM, nach Hinzurech­
nung der von den Finanzämtern in eigener Zuständig­
keit vorgenommenen Niederschlagungen betragen sie 
nicht weniger als 22 Millionen DM. Ein weiteres Wir­
ken des Angeklagten Moog, nämlich die Kortsetzung 
der Niederschlagungen in den Quartalen des Jahres 
1950 so, wie in der Verfügung vorgesehen war, hätte 
einen totalen Zusammenbruch der Steuereintreibung 
in Thüringen zur Folge gehabt. ...

Der Angeklagte Moog hat im übrigen seine Stellung 
als Minister dazu mißbraucht, unserem Staat gegne­
risch gesinnte Unternehmer zu begünstigen. Bereits in 
der Zeit vor Erlaß seiner Verfügung vom 1. Dezember 
1949 hatte er von der Niederschlagung einen über­
mäßigen Gebrauch gemacht und auch völlig unbegrün­
dete Steuererlasse vorgenommen, um säumige Steuer­
schuldner aus diesen Kreisen zu unterstützen. ...

Die Steuern der privaten Unternehmer stellen, wie 
der Sachverständige, Staatssekretär Rumpf, ausgeführt 
hat, den planmäßigen Anteil der Beteiligung der pri­
vaten Wirtschaft an den Kosten des Wiederaufbaus 
dar. Die Finanzkraft der Deutschen Demokratischen 
Republik stützt sich infolge der Krisenlosigkeit ihrer 
Wirtschaft, ihres nach dem Volkswirtschaftsplan orga­
nisierten Wiederaufbaus, der hergestellten Außenhan­
delsbeziehungen und der Herabsetzung der Reparationen 
in zunehmendem Maße auf die Abführungen der volks­
eigenen Wirtschaft. Der durch Steuerzahlungen auf­
zubringende Anteil der privaten Unternehmer, ihre 
Höhe und Berechnungsgrundlage sind in den Gesetzen 
festgelegt, und es ist Aufgabe des Finanzministers 
eines Landes, die festgelegten Quellen für die Finan­
zierung seines Landes ordnungsgemäß zu behandeln.

Der Angeklagte Moog hat jedoch im Widerspruch zu 
den gesetzlichen Bestimmungen über die Besteuerung 
durchaus vermögenden privaten Unternehmern Steuern 
erlassen und dadurch die Einnahmen des Staatshaus­
halts geschmälert, in gleicher Weise durch Nieder­
schlagungen der Steuern die Einnahmen gekürzt. Da­
bei hat er in der Absicht gehandelt, die Steuerquellen
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